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Satzung 
über die Ethik-Kommission 

der Charité – Universitätsmedizin Berlin 
(Ethik-Kommission-Satzung) 

Vom 5. Mai 2025 

Auf Grund des § 8 Absatz 6 in Verbindung mit Ab-
satz 7 Satz 1 und Satz 4 des Berliner Heilberufekammer-
gesetzes vom 2. November 2018 (GVBl. S. 622), das zu-
letzt durch Gesetz vom 30. Mai 2024 (GVBl. S. 146) ge-
ändert worden ist, § 1 Absatz 1 Satz 2 und § 10 Absatz 1 
Nummer 1 des Berliner Universitätsmedizingesetzes vom 
5. Dezember 2005 (GVBl. S. 739), das zuletzt durch Ge-
setz vom 10. Februar 2023 (GVBl. S. 71) geändert wor-
den ist, sowie § 61 Absatz 2 Nummer 7 und § 90 Absatz 1 
Satz 1 des Berliner Hochschulgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. Juli 2011 (GVBl. S. 378), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Februar 
2025 (GVBl. S. 149) geändert worden ist, erlässt der Fa-
kultätsrat die folgende Satzung:1 
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§ 1 
Errichtung, Grundsätze 

(1) Die Charité – Universitätsmedizin Berlin (Charité) 
errichtet eine Ethik-Kommission. Sie führt die Bezeich-
nung „Ethik-Kommission der Charité – Universitätsmedi-
zin Berlin“ (Ethik-Kommission). 

(2) Die Ethik-Kommission nimmt die Beratungsauf-
gabe nach § 8 Absatz 2 Nummer 1 des Berliner Heilberu-
fekammergesetzes unter Beachtung der Deklaration von 
Helsinki des Weltärztebundes von 1964 in der jeweils gel-
tenden Fassung (Deklaration) hinsichtlich der Mitglieder 
und Angehörigen der Charité, der Mitglieder der Hum-
boldt-Universität zu Berlin, der Freien Universität Berlin 
und des Max-Delbrück-Centrums für Molekulare Medizin 
wahr und gibt die nach § 36 Absatz 3 des Strahlenschutz-
gesetzes vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1966), das zuletzt 

                                                
1 Beschluss vom 31. März 2025. 

durch Artikel 4 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 324) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung vorgesehene Stellungnahme ab. Dar-
über hinaus können sich biomedizinisch forschende Mit-
glieder und Angehörige der Einrichtungen nach Satz 1, 
die keine Ärztinnen und Ärzte sind, über die mit einem 
Forschungsvorhaben verbundenen berufsethischen und 
berufsrechtlichen Fragen beraten lassen. Satz 1 und 2 
gelten für Beschäftigte von Tochter- und Beteiligungsun-
ternehmen der Charité entsprechend. Im Übrigen können 
die Organe und Gremien der Einrichtungen nach Satz 1 
die Ethik-Kommission um entsprechende Beratung ersu-
chen. 

(3) Die Beratungs- und Prüfungstätigkeit der Ethik-
Kommission umfasst Vorgänge in der medizinischen For-
schung und Krankenversorgung, die in personellem und 
institutionellem Zusammenhang mit den in Absatz 2 ge-
nannten Einrichtungen und Unternehmen stehen. Hierbei 
hat sie insbesondere auch darauf hinzuwirken, dass die 
Rechte der an Forschungsvorhaben Beteiligten geschützt 
werden. In die Zuständigkeit betreffenden Zweifelsfällen 
stimmt sie ihr Tätigwerden mit der Ethik-Kommission der 
Ärztekammer Berlin und der Ethik-Kommission des Lan-
des Berlin ab. Bei multizentrischen Studien und anderen 
Forschungsvorhaben mit mehrfacher Trägerschaft ent-
scheidet die Zugehörigkeit der jeweiligen Leitung des Vor-
habens. Anderslautende gesetzliche Regelungen über 
Zuständigkeiten und die Anerkennung von Voten anderer 
Ethik-Kommissionen bleiben unberührt. 

(4) Die Ethik-Kommission legt ihrer Arbeit neben den 
gesetzlichen Bestimmungen und berufsrechtlichen Rege-
lungen die Deklaration zugrunde. Die Ethik-Kommission 
nimmt ihre Bewertungen im Übrigen nach anerkannten 
und aktuellen wissenschaftlichen Verfahren und Kriterien 
sowie gemäß maßgeblichen internationalen ethischen 
Normen und Standards vor. 

§ 2 
Mitglieder der Ethik-Kommission 

(1) Die Mitgliedschaft in der Ethik-Kommission und 
die Bestellung der Mitglieder bestimmen sich nach § 8 
Absatz 3, Absatz 4 und Absatz 7 Satz 3 sowie 5 des Ber-
liner Heilberufekammergesetzes, § 15 des Landesgleich-
stellungsgesetzes vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70), das 
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 9. Februar 
20223 (GVBl. S. 30) geändert worden ist, und § 36 Ab-
satz 1 des Strahlenschutzgesetzes. Das Vorschlagsrecht 
liegt beim Fakultätsrat. Die Ausübung von Leitungsfunkti-
onen in Instituten, Kliniken, CharitéCentren oder ver-
gleichbaren Organisationseinheiten der Charité und die 
Mitgliedschaft im Vorstand der Charité, in Leitungsorga-
nen der Medizinischen Fakultät, des Universitätsklini-
kums oder des Translationsforschungsbereichs ist mit der 
Mitgliedschaft in der Ethik-Kommission unvereinbar. 
Übernimmt eine Person, die in die Ethik-Kommission be-
rufen wurde, eine Funktion oder Mitgliedschaft nach 
Satz 3, scheidet sie aus der Ethik-Kommission aus. Die 
Mitglieder müssen über die für ihre Tätigkeit in der Ethik-
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Kommission erforderlichen Kenntnisse oder Fähigkeiten 
verfügen. 

(2) Die Mitglieder der Ethik-Kommission sind in Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben unabhängig und an Weisungen 
nicht gebunden. Sie sind nur dem Gesetz und ihrem Ge-
wissen unterworfen. Sie sind zur Vertraulichkeit und Ver-
schwiegenheit verpflichtet. Sie haben an der Arbeit der 
Ethik-Kommission regelmäßig mitzuwirken und sind zur 
gewissenhaften sowie unparteiischen Tätigkeit verpflich-
tet; Befangenheiten oder sonstige Interessenskonflikte 
sind gegenüber der Geschäftsstelle nach § 4 anzuzeigen. 
Im Übrigen gilt § 5 Absatz 2 bis 4 der Ethik-Kommissions-
verordnung Berlin vom 10. Januar 2006 (GVBl. S. 26), die 
zuletzt durch Verordnung vom 2. Juli 2019 (GVBl. S. 457) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung 
entsprechend. Satz 3 gilt entsprechend für Beschäftigte 
der Geschäftsstelle nach § 4 und andere Beschäftigte der 
Charité, welche die Arbeit der Ethik-Kommission unter-
stützen. 

(3) Verletzt ein Mitglied seine Pflichten, insbesondere 
die der regelmäßigen Mitwirkung oder der Anzeige von 
Befangenheit oder sonstigen Interessenskonflikten, soll 
der Fakultätsrat der für Hochschulen zuständigen Senats-
verwaltung die Abberufung des Mitglieds vorschlagen. 

§ 3 
Aufbau der Ethik-Kommission 

(1) Die Ethik-Kommission gliedert sich in drei Ethik-
Ausschüsse: 

1. Ethik-Ausschuss am Campus Benjamin Franklin 
(Ethik-Ausschuss CBF), 

2. Ethik-Ausschuss am Campus Virchow-Klinikum 
(Ethik-Ausschuss CVK), 

3. Ethik-Ausschuss am Campus Charité Mitte (Ethik-
Ausschuss CCM). 

Der Fakultätsrat bestellt in jeden Ethik-Ausschuss min-
destens zehn Mitglieder. Für jedes Mitglied soll eine Stell-
vertretung bestellt werden. 

(2) Das Plenum der Ethik-Kommission entscheidet 
über: 

1. grundsätzliche Fragen der Beurteilung von Vorhaben 
auf Antrag eines Ethik-Ausschusses oder einer oder 
eines Ausschussvorsitzenden, 

2. Neubewertungen von im zuständigen Ethik-Aus-
schuss ablehnend bewerteten Vorhaben auf begrün-
deten Antrag der Leitung des Vorhabens, 

3. eine Geschäftsordnung mit ergänzenden Bestim-
mungen zu dieser Satzung auf Vorschlag der Ge-
schäftsstelle. 

Über Anträge, eine Entscheidung durch das Plenum her-
beizuführen, befinden die Vorsitzenden der Ethik-Aus-
schüsse mehrheitlich. 

(3) Die Ethik-Ausschüsse sind zuständig für die 
Wahrnehmung der Aufgaben der Ethik-Kommission in 
Bezug auf die ihnen zur Beratung durch die Geschäfts-
stelle nach § 4 zugewiesenen Forschungsvorhaben. 

(4) Die Ethik-Ausschüsse arbeiten nach den Grunds-
ätzen der kollegialen Information und gegenseitigen An-
erkennung. Sie arbeiten grundsätzlich selbständig und 
unabhängig voneinander. Zur Wahrnehmung ihrer Aufga-

ben können sie im Einzelfall auch Mitglieder eines ande-
ren Ethik-Ausschusses beratend heranziehen, wenn de-
ren Sachkunde zur Beratung eines Forschungsvorha-
bens erforderlich ist. Die Ethik-Ausschüsse befinden im 
Bereich ihrer jeweiligen Zuständigkeit abschließend im 
Namen der Ethik-Kommission. 

(5) Die Ethik-Ausschüsse wählen jeweils aus ihrer 
Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und bis 
zu zwei Stellvertretungen mit der Mehrheit der jeweiligen 
Mitglieder für fünf Jahre, längstens jedoch bis zum Ende 
der Berufung in die Ethik-Kommission. Wiederwahl ist zu-
lässig. Der oder die Vorsitzende oder mindestens eine 
Stellvertretung muss Arzt oder Ärztin sein. Die personelle 
Besetzung der Ethik-Ausschüsse wird von der Geschäfts-
stelle nach § 4 öffentlich bekannt gemacht. 

§ 4 
Geschäftsstelle 

(1) Es wird eine Geschäftsstelle für die Betreuung der 
Ethik-Kommission, der Ethik-Ausschüsse und der Antrag 
auf Beratung durch die Ethik-Kommission stellenden Per-
sonen, Organe und Gremien eingerichtet, welche von ei-
ner Geschäftsführung geleitet wird. Diese soll Juristin o-
der Jurist oder Medizinerin oder Mediziner sein. 

(2) Aufgaben der Geschäftsstelle sind in Abstimmung 
mit den Vorsitzenden der Ethik-Ausschüsse: 

1. die Entgegennahme und die Registrierung der An-
träge, 

2. die Zuteilung der Anträge zu den Ausschüssen für 
die Beratung, 

3. die Erhebung der für die Bearbeitung der Anträge an-
fallenden Gebühren, 

4. die Kontrolle der Einhaltung der geltenden Fristen, 

5. die formelle Vorabprüfung der Anträge und erforder-
lichenfalls die Erstellung entsprechender Vermerke, 

6. die Einholung von ergänzenden gutachterlichen Stel-
lungnahmen zu eingehenden Anträgen und Studien-
protokolländerungen, 

7. die Nachforderung von fehlenden Unterlagen und Er-
gänzungen sowie Änderungen eingereichter Unterla-
gen, 

8. die Übermittlung der Unterlagen mit den Vermerken 
und gutachterlichen Stellungnahmen an die Mitglie-
der der Ethik-Ausschüsse, 

9. die organisatorische Vor- und Nachbereitung der Sit-
zungen der Ethik-Ausschüsse und des Plenums der 
Ethik-Kommission einschließlich der Protokollierung, 

10. die Anfertigung und Zustellung von Bescheiden, 

11. die Abrechnung der Aufwandsentschädigung für Mit-
glieder der Ethik-Kommission und Sachverständige, 

12. die Abstimmung der Tätigkeit der Ethik-Kommission 
mit internen und externen Stellen. 

§ 5 
Antrag auf Befassung 

(1) Die Ethik-Kommission wird auf formgerechten An-
trag tätig. Antragsberechtigt sind die Leitungen der jewei-
ligen Vorhaben und Organe sowie Gremien nach Maß-
gabe von § 1 Absatz 2 und 3. Anträge bezüglich eines 
Forschungsvorhabens, das im Rahmen einer Promotion 
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an der Charité durchgeführt werden soll, sind durch die 
Erstbetreuerin oder den Erstbetreuer zu stellen. Sind 
diese nicht Mitglieder oder Angehörige der Charité, der 
Humboldt-Universität zu Berlin oder der Freien Universi-
tät Berlin, ist der Antrag durch die Zweitbetreuerin oder 
den Zweitbetreuer zu stellen. Der Antrag ist bei der Ge-
schäftsstelle nach § 4 einzureichen und kann bis zum 
Termin der Sitzung, in der er beraten wird, jederzeit zu-
rückgenommen werden. 

(2) Dem Antrag ist eine Erklärung darüber beizufü-
gen, ob zuvor oder bei multizentrischen Studien gleichzei-
tig Anträge gleichen Inhalts gestellt worden sind. Bereits 
vorliegende Voten und Stellungnahmen von anderen 
nach Landesrecht gebildeten unabhängigen Ethik-Kom-
missionen sind dem Antrag beizufügen. 

(3) Die Geschäftsstelle bestimmt die Formerforder-
nisse des Antrags. Vorgegebene Antragsformulare und 
Fragebögen sind vollständig auszufüllen und mit den da-
rin aufgeführten Anlagen zu versehen. In die Unterlagen 
kann in der Geschäftsstelle durch die Ausschussmitglie-
der und Antragstellenden Einsicht genommen werden. 

(4) Der Antrag und dessen Anlagen sind in deutscher 
Sprache vorzulegen, soweit nicht im Einzelfall die Ge-
schäftsstelle englische Sprache zulässt. Anträgen in eng-
lischer Sprache ist eine deutsche Kurzfassung oder eine 
Übersetzung beizufügen, anderenfalls kann die Ge-
schäftsstelle auf Ersuchen des zuständigen Ethik-Aus-
schusses eine Übersetzung einholen. 

(5) Entspricht ein Antrag nicht den Formerfordernis-
sen, teilt die Geschäftsstelle dies den Antragstellenden 
unverzüglich mit und weist darauf hin, dass der Antrag 
erst nach Behebung des Mangels bearbeitet wird. 

§ 6 
Befassung durch die Ethik-Ausschüsse 

(1) Die Beratungen der Ethik-Ausschüsse können 
mündlich, oder, wenn gesetzlich nicht zwingend eine 
mündliche Beratung bestimmt ist, schriftlich erfolgen. Im 
Rahmen von Sitzungen des Plenums der Ethik-Kommis-
sion oder auf Verlangen eines Ausschussmitglieds ist das 
Verfahren stets mündlich. 

(2) Die Ethik-Ausschüsse können von den Antragstel-
lenden ergänzende Unterlagen, Angaben oder Begrün-
dungen verlangen. Bedenken sind den Antragstellenden 
mitzuteilen. Ihnen ist vor Beschlussfassung Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben, soweit ein Vorhaben nicht 
nur wegen fehlender Zuständigkeit der Ethik-Kommission 
ablehnend bewertet werden soll. 

(3) Die Ethik-Kommission übermittelt den Antragstel-
lenden vorbehaltlich anderslautender gesetzlicher Vorga-
ben in der Regel innerhalb von 60 Tagen nach Eingang 
des ordnungsgemäßen Antrags, bei Gebührenpflicht in 
der Regel 60 Tage nach Eingang der Gebühr, ihre be-
gründete Stellungnahme in schriftlicher oder elektroni-
scher Form. 

(4) Die Ausschussvorsitzenden können laufende Ge-
schäfte, insbesondere die Kenntnisnahme von Mitteilun-
gen, die Entgegennahme von Berichten und die Entschei-
dung über geringfügige Änderungen an Anträgen, deren 
Wahrnehmung durch den Ethik-Ausschuss nicht aus 
rechtlichen oder sachlichen Gründen geboten ist, ab-
schließend bearbeiten. Sie können dazu weitere Mitglie-
der der Ethik-Kommission hinzuziehen. 

§ 7 
Einholung von Gutachten 

Die oder der Vorsitzende des zuständigen Ethik-Aus-
schusses entscheidet über die Einholung von Sachver-
ständigengutachten über die Geschäftsstelle. Die Antrag-
stellenden werden unverzüglich unterrichtet; im Falle des 
Widerspruchs zu bestimmten Sachverständigen ist im be-
gründeten Einzelfall eine andere Person zu beauftragen. 
Die hinzugezogenen Sachverständigen werden zur Ver-
traulichkeit und Verschwiegenheit zu verpflichtet. 

§ 8 
Sitzungen 

(1) Die Geschäftsstelle lädt in Absprache mit den Vor-
sitzenden der Ethik-Ausschüsse zu den Sitzungen ein 
und bestimmt Ort und Zeit der Sitzung. Der oder die Vor-
sitzende eröffnet, leitet und schließt die Sitzung. Sitzun-
gen können auch als Videokonferenz stattfinden. Die Vi-
deokonferenz muss eine störungsfreie Kommunikation 
wie unter Anwesenden und insbesondere eine eindeutige 
Zuordnung der Beiträge zulassen. Per Videokonferenz 
zugeschaltete Mitglieder der Ethik-Ausschüsse gelten als 
teilnehmend. 

(2) Die Sitzungen der Ethik-Ausschüsse sind nicht öf-
fentlich. Über jede Sitzung wird ein Ergebnisprotokoll an-
gefertigt. 

(3) Die Bearbeitung von Anträgen setzt die ordnungs-
gemäße Anmeldung zur Tagesordnung voraus. Über Ge-
genstände, die nicht in der Tagesordnung enthalten wa-
ren, kann beraten werden, wenn der zuständige Ethik-
Ausschuss die Dringlichkeit beschließt, anderenfalls wird 
der Gegenstand in die Tagesordnung der nächsten or-
dentlichen Sitzung aufgenommen. Der Antrag kann von 
der Studienleitung oder einer Studienärztin oder einem 
Studienarzt, die oder der an der Studie beteiligt und von 
der Studienleitung eingesetzt worden ist, persönlich vor-
gestellt werden. Die Geschäftsstelle entscheidet in Ab-
hängigkeit von der Fragestellung und in Abstimmung mit 
der oder dem Vorsitzenden des zuständigen Ethik-Aus-
schusses über die Einladung. 

(4) Für die Sitzungen des Plenums der Ethik-Kom-
mission gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

§ 9 
Beschlussfassung 

(1) Die Ethik-Ausschüsse sind beschlussfähig, wenn 
mindestens die Hälfte ihrer ordentlichen oder stellvertre-
tenden Mitglieder, darunter die Vorsitzenden oder eine 
Stellvertretung, anwesend sind. Mitglieder, die sich durch 
Übersendung schriftlicher oder elektronischer Voten an 
die Geschäftsstelle beteiligen, gelten als anwesend, 
wenn die Voten vor der Sitzung an die Mitglieder des 
Ethik-Ausschusses übersandt worden sind.  

(2) Mitglieder des Ethik-Ausschusses, die an dem zu 
behandelnden Vorhaben oder der zu behandelnden Stu-
die mitwirken oder deren Interessen berührt sind, sind von 
den Beratungen, der Vorbereitung der Entscheidung und 
der Beschlussfassung ausgeschlossen. Sie können zur 
Sache angehört werden. Auf den Ausschluss der Mitglie-
der finden die §§ 20 und 21 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 236) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechende Anwendung. 
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(3) Die Ethik-Ausschüsse beschließen mit einfacher 

Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Stimmenthaltungen 
sind unzulässig. Dem Beschluss können Sondervoten 
beigefügt werden. Bei Stimmengleichheit gilt das Vorha-
ben als abgelehnt. Der Beschluss kann mit der Maßgabe 
erfolgen, dass ein Vorhaben als zustimmend bewertet gilt, 
soweit bestimmte Auflagen umgesetzt werden. 

(4) Beschlussfassungen können vorbehaltlich an-
derslautender gesetzlicher Bestimmungen nach Ent-
scheidung der oder des Vorsitzenden des Ethik-Aus-
schusses im Einzelfall auch außerhalb von Sitzungen im 
Umlaufverfahren erfolgen, sofern kein Mitglied des Ethik-
Ausschusses unverzüglich widerspricht. Die Geschäfts-
stelle leitet die Beschlussvorlage und die Beratungsunter-
lagen den Mitgliedern des Ethik-Ausschusses zur unver-
züglichen elektronischen Stimmabgabe, spätestens je-
doch zur Stimmabgabe bis zum Ablauf einer von der oder 
dem Vorsitzenden zu bestimmenden Frist zu. Nach Ab-
lauf der Frist nicht bei der Geschäftsstelle eingegangene 
Stimmen gelten als Stimmenthaltung. Über das Ergebnis 
der Abstimmung sind die Mitglieder des Ethik-Ausschus-
ses unverzüglich zu unterrichten. Der Beschluss ist in der 
nächsten Sitzung nochmals bekanntzugeben und im Pro-
tokoll aufzunehmen. 

(5) Für die Beschlussfassung des Plenums der Ethik-
Kommission geltenden die Absätze 1 bis 4 entsprechend 
mit der Maßgabe, dass die Vorsitzenden der Ethik-Aus-
schüsse über die Einleitung und die Frist von Umlaufver-
fahren mehrheitlich entscheiden. 

§ 10 
Begleitung des Vorhabens 

Die Begleitung des Vorhabens durch die Ethik-Kom-
mission bestimmt sich nach der Deklaration. 

§ 11 
Kosten, Aufwandsentschädigung 

(1) Die Charité erhebt zum anteiligen Ausgleich von 
Verwaltungskosten, die ihr durch die Inanspruchnahme 
der Ethik-Kommission und der Geschäftsstelle entstehen, 
von den Antragstellenden folgende mit der Antragstellung 
fällig werdende Gebühren: 

1. 2 345 Euro für eine erstmalige Beratung, 

2. 600 Euro für die Beratung in Fällen, in denen bereits 
eine Stellungnahme einer anderen Ethik-Kommis-
sion vorliegt, 

3. 310 Euro für die Beratung bei Studien und Projekten, 
die ausschließlich aus Haushaltsmitteln der öffentli-
chen Hand, aus Drittmitteln im Sinne des § 40 Ab-
satz 6 des Berliner Hochschulgesetzes oder aus Mit-
teln gemeinnütziger Stiftungen und Vereine finan-
ziert werden, 

4. zusätzlich 50 Euro im Falle der Änderung eines ge-
stellten Antrags, die eine erneute Beratung durch die 
Ethik-Kommission erforderlich macht. 

Die Antragstellenden tragen unbeschadet der Erhebung 
von Gebühren die weiteren Kosten für die Einholung von 
Übersetzungen und Sachverständigengutachten, die mit 
der Rechnungslegung fällig werden. 

                                                
2 Beschluss vom 15. April 2025. 

(2) Die Begleichung fälliger Gebühren und Kosten ist 
Voraussetzung für das Tätigwerden der Ethik-Kommis-
sion. Im Falle der Rücknahme eines Antrags bis zu 14 
Tage vor dem Sitzungstag wird der erhobene Gebühren-
vorschuss vollständig, im Übrigen anteilig gemessen am 
der Ethik-Kommission bereits entstandenen Aufwand zu-
rückerstattet. Die Geschäftsstelle kann von der Erhebung 
von Gebühren und Kosten im begründeten Einzelfall ab-
sehen, insbesondere unter Berücksichtigung der finanzi-
ellen Leistungsfähigkeit der Antragstellenden. Die Ent-
scheidung der Ethik-Kommission ist abschließend. 

(3) Mitglieder der Ethik-Kommission, die nicht Mitglie-
der oder Angehörige einer Einrichtung nach § 1 Absatz 2 
Satz 1 sind, erhalten als Aufwandsentschädigung für die 
Teilnahme an Sitzungen auf Antrag Sitzungsgeld in Höhe 
von 80 Euro je angefangener Stunde und Erstattung not-
wendiger Auslagen. Die Geschäftsstelle ersucht die je-
weils zuständige Personalstelle der Beschäftigten der 
Charité um Anerkennung der Tätigkeit in der Ethik-Kom-
mission als Arbeitszeit. Die Aufwandsentschädigung für 
Sachverständige erfolgt nach Maßgabe des Justizvergü-
tungs- und entschädigungsgesetzes vom 5. Mai 2004 
(BGBl. I S. 718, 776), das zuletzt durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 7. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 302) geän-
dert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung und um-
fasst einen angemessenen Ersatz tatsächlich entstande-
ner Aufwendungen. 

§ 12 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntma-
chung im amtlichen Mitteilungsblatt der Charité in Kraft. 
Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. die Satzung der Ethikkommission der Medizinischen 
Fakultät Charité – Universitätsmedizin Berlin vom 
14. Juni 2017 (AMB S. 1640), die durch Satzung vom 
22. März 2019 (AMB S. 1924) geändert worden ist, 

2. die Gebührensatzung für die Tätigkeit der Ethikkom-
mission der Medizinischen Fakultät Charité – Univer-
sitätsmedizin Berlin vom 20. Mai 2020 (AMB 
S. 1995), die durch Satzung vom 20. November 2023 
(AMB S. 2385) geändert worden ist. 

 

Der Vorstand hat diese Satzung bestätigt.2 

Berlin, den 5. Mai 2025 

Der Dekan 
Prof. Dr. Joachim S p r a n g e r  


